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Herbert Lüthy

De Gaulle - Stil und Politik
Herbert Lüthys scharfsinnige Analyse der Person und der Politik des französischen 
Staatspräsidenten, die nicht in allen Einzelheiten mit der Auffassung der herausgeben-
den Stelle übereinstimmt, ist im April dieses Jahres niedergeschrieben worden, also 
geraume Zeit vor der jüngsten Krise des Gemeinsamen Marktes. Die Genehmigung zum 
Abdruck dieses und des folgenden Beitrages dieser Ausgabe verdanken wir den Her-
ausgebern der New Yorker Vierteljahreszeitschrift FOREIGN AFFAIRS, deren Juliheft 
beide Artikel entnommen sind (Copyright by the Council on Foreign Relations Inc., 
New York).

Das Idealbild des grand chef

Solange die französische Außenpolitik nichts 
anderes ist als die persönliche Politik Präsi-
dent de Gaulles, kann ihre Analyse nur von 
einem Versuch ausgehen, seine persönliche 
Psychologie zu begreifen. Diese Psychologie 
ist nicht die des landläufigen Politikers, aber 
es ist nichts Unergründliches und Rätselhaftes 
an ihr. Auch die orakelhafte Undurchdringlich-
keit, in die er sich zu hüllen liebt, ist Absicht 
und Berechnung. Seit seinen frühesten Schrif-
ten hat er unablässig an seinem Idealbildnis 
des grand chef gearbeitet, der, wie er 1927 
schrieb, „etwas Unbegreifliches, Geheimnis-
volles an sich haben . . ., für seine Unterge-
benen unerforschlich bleiben und sie so in 
Spannung halten muß". Nach einer jüngeren 
Formulierung de Gaulles ist dieses Geheimnis 
auch die Kunst des politischen Spielers, „nicht 
im voraus in Worte zu bannen, was die Zu-
kunft an den Tag bringen wird", das heißt, sich 
nicht auf Ziele festzulegen, bevor der Erfolg 
gewiß ist, und stets den Anschein zu wahren, 
man habe gewollt oder doch vorausgesehen, 
was dann wirklich eintritt.
Das sind die Anfangsgründe der politischen 
Kunst. Als de Gaulle dem schwierigsten Pro-
blem seiner ganzen Laufbahn, dem Algerien-
krieg, gegenüberstand, erlaubte ihm seine 
Meisterschaft in der Handhabung des mystere 
— die hauptsächlich eine Kunst der Vieldeu-
tigkeit und der pythischen Formeln ist —, vier 
Jahre lang zwischen den Klippen zu manöv-
rieren, nacheinander alle möglichen und un-
möglichen Lösungen ins Auge zu fassen und 
sie alle scheitern zu sehen: angefangen beim 
Angebot an die Algerier, „Vollfranzosen" zu 
werden, und beim Auftrag an die Armee — 
die viermal diese „Vollfranzosen" durch 
Plebiszite und Wahlen zu peitschen hatte —, 
„die Seelen zu integrieren", über die große 
Vision eines afrikanischen Kaliforniens, das 
Algerien und das französische schwarze Afrika 
in einer Prosperitätszone um das Erdöl der 
Sahara zusammenschließen sollte, bis zu der 
immer noch imperialen Konzeption eines 

unabhängigen, doch mit Frankreich assoziier-
ten „algerischen Algeriens"; all dies endete 
mit dem Zusammenbruch der französischen 
Kolonisation in Nordafrika und den Abkom-
men von Evian, die nach einigen Monaten 
ihrerseits ein Fetzen Papier waren. Am Ende 
dieses gewundenen Weges war es die Weis-
heit des Staatsmannes, „die Dinge zu nehmen, 
wie sie sind", die Abkommen von Evian ein-
seitig zu respektieren und ihre Verletzungen 
durch die andere Seite unbewegt hinzuneh-
men, um die Befriedigung über das beste aller 
erreichbaren Ergebnisse zu demonstrieren — 
und die Zukunft offenzuhalten.

Das Ausmaß des Erfolgs, mit dem de Gaulle 
in diesen tragischen Wirren seine Staatskunst 
anwandte, ermißt sich daran, daß alle Welt 
überzeugt ist, im Grunde seines Herzens habe 
er von Anfang an genau dahin gelangen wol-
len, wohin er schließlich gelangt ist. Das ist 
eine unwahrscheinliche und vor allem höchst 
ungerechte Hypothese, denn sie setzt voraus, 
daß de Gaulle jene, die ihn 1958 an die Macht 
brachten, wissentlich getäuscht und irregeführt 
hat. Doch der Ruf, ein abgründig ränkevoller 
Machiavellist zu sein, mißfällt ihm nicht, und 
jedenfalls ist er ihm lieber als die entgegen-
gesetzte Annahme, die wahrer, aber weniger 
imposant ist: daß er erreichte, was er konnte, 
weil er nicht erreichen konnte, was er wollte. 
Entscheidend ist, daß das Prestige des Führers 
gewahrt bleibt; alles übrige ist Nebensache.

Charles de Gaulle ist kein rätselhafter Mann. 
Die geheimnisvolle Gebärde gehört zu dem 
Charakterbild, das er — teils berechnend, teils 
seinem natürlichen Hang folgend — von sich 
geschaffen hat, weil sie ihm erlaubt, List und 
Täuschung zu gebrauchen, Hindernissen aus-



zuweichen und nötigenfalls ohne Gesichts-
verlust den Rückzug anzutreten. Was seinen 
politischen Stil auszeichnet und ihn selbst ein-
zigartig macht, ist gerade seine Fähigkeit, 
Opportunist zu sein, ohne als Opportunist zu 
erscheinen, und Kompromisse zu schließen, 
ohne sich zu kompromittieren. Er glaubt tief 
an ein Schicksal, das stärker als die Menschen 
ist, und er weiß sich unvorhergesehene Ereig-
nisse zunutze zu machen. Sein Hang zum Fata-
lismus wächst mit der Weisheit des Alters: 
„Indes ich die Sterne betrachte, bin ich durch-
drungen von der Nichtigkeit der Dinge." Aber 
dieser Realismus findet seine Schranke in 
einigen grundlegenden Ideen, über die es für 
ihn keine Diskussion und keinen Kompromiß 
gibt; sie bestimmen nicht nur den Inhalt, son-
dern mehr noch den Stil seiner Politik. Diese 
Konstanten sind seine Art, die Welt und die 
Politik zu verstehen, das Koordinatensystem, 

in dem sich sein Denken bewegt und außer-
halb dessen es seinen Halt verlöre: eine Welt 
von Symbolen mehr als von Realitäten. Bevor 
wir in seine Taten oder seine Worte verbor-
gene Absichten hineingeheimnissen, tun wir 
besser, dieses Koordinatensystem zu begrei-
fen: aus ihm ergibt sich alles andere.

Die politische Weltanschauung General de 
Gaulles ist ein Problem der Individualpsycho-
logie nur in bezug auf die vorbestimmte Rolle, 
die ihm selbst darin zukommt. Von diesem 
allerdings bedeutsamen Detail abgesehen, ist 
sie so durchtränkt mit klassischsten franzö-
sischen Traditionen, daß das Individuum de 
Gaulle nur eine besonders prägnante Ausprä-
gung eines kollektiven Weltbildes ist; daher 
die suggestive Wirkung seiner Person auf die 
Franzosen. Durch de Gaulle erglänzt ein altes 
und ruhmreiches Frankreich in der Glorie eines 
großartigen Sonnenuntergangs.

Repräsentant der erhabenen Idee Frankreichs

Die Biographie Charles de Gaulles ist, beson-
ders in seiner autobiographischen Version, so 
bekannt, daß die Herkunft der Elemente, die 
seine Weltanschauung bilden, in einigen Stri-
chen skizziert werden kann. Die verbind-
lichen Maßstäbe wurden durch die vorbild-
liche altbürgerliche Familie gesetzt, der er 
entstammt, durch den Vater, der Professor der 
Geschichte, der Literatur und der klassischen 
Sprachen an einer Pariser Jesuitenschule war, 
durch die religiöse Inbrunst, mit der in diesem 
Hause der Kult Frankreichs und das Heimweh 
nach der legitimen Monarchie — Dieu et le 
Roi! — gepflegt wurde, durch die ständige 
Lektüre der Klassiker und der Heldenleben 
Alexanders des Großen, Hannibals, Cäsars, 
der Jungfrau von Orleans, der Könige und der 
Marschälle Frankreichs. Charles de Gaulle 
wuchs auf zwischen Geschichtsbüchern, in 
denen die Welt ausschließlich von den Taten 
Frankreichs, dieser „Nation von Helden und 
Heiligen", erleuchtet wurde, und Bleisoldaten, 
mit denen er und seine Geschwister die glor-
reichen Schlachten der Vergangenheit nach-
exerzierten. Wie die meisten traditionsstolzen 
Familien der Zeit verabscheuten die de Gaulles 
die Republik und alle Regimes seit 1789, und 
Charles lernte von klein auf, jenen Unter-
schied zu machen, der für ihn bis heute grund-
legend geblieben ist: auf der einen Seite die 
erhabene Idee Frankreichs, das zur Führung 
der Welt prädestiniert ist, sobald es seine 
Inkarnation in einem legitimen Herrscher oder 
einem gottgesandten Helden gefunden hat; auf 

der anderen Seite der gemeine Haufe der 
leiblich vorhandenen Franzosen, die der Mittel-
mäßigkeit, der Verwirrung und dem unfrucht-
baren Parteiengezänk anheimfallen, wenn 
ihnen kein gesalbter Führer den Weg weist. 

Die heroische Geschichtslegende und das po-
litische Weltbild der Kindheit wurde durch 
die Schuljahre in einem katholischen Gymna-
sium und erst recht durch die Ausbildung in 
der Ecole de Guerre nur vertieft und bekräf-
tigt. Der brennende „Ehrgeiz, Frankreich zu 
dienen", wurde im Ersten Weltkrieg kaum 
gestillt, von dem der Leutnant de Gaulle fast 
drei Jahre in ungeduldig ertragener Kriegs-
gefangenschaft in Deutschland verbringen 
mußte, um dort als untätiger Zeuge den Zu-
sammenbruch der kontinentalen Reiche mit-
zuerleben. 1927 faßte der siebenunddreißig-
jährige Major seine Gedanken in einer Reihe 
von Vorträgen zusammen, die er unter dem 
Patronat seines damaligen Abgotts und Gön-
ners, des Marschalls Petain, an der Ecole de 
Guerre hielt: „Das militärische Handeln und 
der Führer", „Uber das Prestige", „Uber den 
Charakter"; glanzvolle Übungen der hohen 
Schule des klassisch-heroischen Stils, gespickt 
mit Plutarch, Cäsar, Machiavelli und Bergson-
sehen elan vital, in denen de Gaulle sein Ideal-
bild des zum Führer geborenen Chefs entwarf; 
und er verbarg keineswegs, daß er sich selbst 
zu solchem Führertum berufen fühlte.

All das — der naive Glaube der Kindheit und 
das autoritäre Geschichtsbild des Berufssol-
daten — ging ein in die großen Würfe seines 



gereiften Denkens und gewann Gestalt in den 
Memoires de Guerre, die er in den Jahren 
seines „Rückzugs in die Wüste" 1952—1958 
schrieb. Diese Memoiren sind in Wirklichkeit 
weder Geschichtsschreibung noch Kriegserin-
nerungen, sondern das monumentale Selbst-
bildnis des einsamen Mannes, der sich zum 
Streiter und dienenden Ritter „Unserer Lieben 
Frau Frankreich" gemacht hatte. Jeder Satz 
darin muß wörtlich genommen werden — auch, 
ja gerade die rhetorischen Tiraden und die 
patriotischen Klischees —, angefangen mit der 
berühmten Stelle am Eingang der Memoiren: 
„Zeit meines Lebens begleitet mich eine be-
stimmte Vorstellung von Frankreich ... wie 
die Madonna der Fresken oder die Prinzessin 
des Märchens ..., berufen zu einem erhabenen 
und außergewöhnlichen Schicksal ... Die Vor-
sehung hat es zu vollkommenen Erfolgen oder 
zu vorbildlichen Leiden erschaffen ... Frank-
reich ist nicht Frankreich, wenn es nicht an 
erster Stelle steht ... Kurz, ich glaube, ohne 
grandeur kann Frankreich nicht Frankreich 
sein." Und: Von früher Kindheit an „zweifelte 
ich nicht daran, daß Frankreich gewaltige Prü-
fungen durchzumachen haben werde, daß das 
eigentliche Ziel des Lebens darin bestehe, dem

Bei de Gaulle sind Geschichtsphilosophie und 
politische Philosophie eins. Die Generäle der 
Revolution und des Kaiserreichs „haben Frank-
reich gut gedient", so wie später die Kommu-
nisten in der Resistance und Maurice Thorez, 
solange er Minister unter de Gaulle war, 
„Frankreich gut gedient haben". „Geschah es 
lediglich aus politischer Taktik? Ich habe nicht 
darüber zu richten. Mir genügt, daß Frankreich 
gedient wird." Diese ideologische Gleichgültig-
keit, die nicht dem Opportunismus, sondern 
vorbehaltlosem Nationalismus entspringt, 
trennte de Gaulle schroff von allen „Partei-
leuten" und unterschied ihn auch von den 
meisten Führern der französischen Armee. Sie 
ermöglichte ihm 1940 den Entschluß, mit allen 
Traditionen der Disziplin zu brechen, gegen 
die Autorität und Legitimität Marschall Petains 
aufzustehen und zu verkünden, daß die Legi-
timität jetzt in ihm verkörpert sei, dem ein-
samen Soldaten, der die Fahne, die den Hän-
den seiner Vorgesetzten entglitten war, „aus 
dem Schmutz" auf gehoben und neu entfaltet 
hatte.

Er war nicht Antifaschist; wer Deutschland 
regierte, kümmerte ihn wenig. Er weigerte 
sich, die Niederlage Frankreichs anzuerkennen, 

Lande eines Tages einen hervorragenden 
Dienst zu leisten, und daß mir die Gelegenheit 
dazu geboten würde."
All dies wäre noch nicht viel mehr als das 
Charakterbild eines erstklassigen Offiziers der 
alten französischen Schule. Was zu dem in der 
Wiege eingeflößten Glauben hinzukam und 
de Gaulle von der geistigen Umwelt abhob, 
in der er ausgewachsen war, erscheint auf den 
ersten Blick banal, ist aber entscheidend: daß 
er nämlich sehr früh begann, dem legitimen 
Ruhm des alten königlichen Frankreich auch 
die Siegeszüge der revolutionären und napo-
leonischen Armeen als gleichberechtigte Kapi-
tel der gleichen Ruhmesgeschichte beizufügen. 
Er war Monarchist aus Instinkt und durch Er-
ziehung, aber er hörte auf, es im ideologischen 
Sinne zu sein; und damit entledigte er sich mit 
einem Schlag aller ideologischen Voreinge-
nommenheiten, um „nur noch Frankreich zu 
dienen". So konnte er in den Jahren, in denen 
die Drohung des Dritten Reiches immer düste-
rer heraufzog, mit den Jüngern Maurras' 
brechen, die voll Haß gegen das Frankreich 
der Volksfront und voll Bewunderung für die 
faschistischen Diktaturen ihre ideologischen 
Sympathien über die Interessen Frankreichs 
stellten.

Ideologische Gleichgültigkeit

und persönlich führte er in den Jahren 1940 
bis 1945 viel weniger Krieg gegen Deutschland 
als gegen die angelsächsischen Verbündeten, 
die de Gaulle nicht als Frankreich und Frank-
reich nicht als kriegführende Großmacht be-
trachteten. Ebensowenig war er Antikommu-
nist, als er 1947 in der Überzeugung, daß der 
Krieg zwischen Rußland und dem Westen 
unmittelbar bevorstehe, eine Partei gründete, 
deren einzige Ideologie darin bestand, Frank-
reich um seine Person zu scharen. Damals 
schloß er aus der nationalen Gemeinschaft 
alle die aus, denen der Glaube an Sowjetruß-
land höher stand als der Patriotismus; und um 
klarzumachen, daß dies keine Frage der Ideo-
logie sei, bezeichnete er diese Leute nicht als 
Kommunisten, sondern als „Separatisten" oder 
als „jene, die nicht das Spiel Frankreichs spie-
len". Im gleichen Sinne spricht er heute nie 
von der Sowjetunion, sondern stets von Ruß-
land, um auszudrücken, daß in seinen Augen 
allein das ewige Rußland zählt, das so oft der 
Bundesgenosse Frankreichs war und es viel-
leicht eines Tages wieder sein wird, und daß 
die Ideologie nur ein Schleier ist, der die zeit-
lose nationale Machtpolitik verhüllt.



Man lese im letzten Band der Kriegsmemoiren 
sein Porträt Stalins, des „listigen und unver-
söhnlichen Kämpen eines Rußland, das durch 
Leiden und Tryrannei erschöpft, aber von 
brennendem nationalem Ehrgeiz erfüllt ist ..., 
der viel stärker und dauerhafter ist als alle 
Theorien und Regierungsformen: ... Zusam-
menschluß der Slawen, Niederwerfung der 
Germanen, Ausbreitung in Asien, Zugang zu 
den freien Meeren — das waren die Träume 
des russischen Vaterlandes, das waren die 
Ziele des Despoten". Man achte aber auch auf 
die Wagnerschen Klänge seiner Betrachtung 
über den Selbstmord Hitlers („Um nicht gefes-
selt zu werden, stürzte Prometheus sich selbst 
in den Abgrund"): die „düstere Größe seines 
Kampfes und seines Nachruhms", das „über-
menschliche und unmenschliche Unternehmen" 
dieses „Titanen, der die Welt aus den Angeln 
zu heben suchte" und dem Deutschland „mit 
all seinen Kräften diente, wie kein Volk je-
mals zuvor irgendeinem Führer gedient hat-
te". Jeder der beiden war die Verkörperung 
seiner Nation und spielte auf seine Weise das 
Spiel des nationalen Ehrgeizes, wie es großen 
Staatsmännern zukommt.
Was für Hitler oder Stalin gilt, gilt auch für 
Churchill oder Roosevelt. In den gleichen

Traditionelles patriotisches Geschichtsbild

Dieses Bild von der internationalen Politik, 
dessen scheinbare Einfachheit jedes Maß 
machiavellistischen Raffinements zuläßt, ist im 
Grunde auch das herkömmliche Weltbild des 
Durchschnittsbürgers, wenn er in seinem Leib-
blatt die verworrenen Konflikte der „Mächte" 
verfolgt, deren Führer ebensooft aus Rang-
und Prestigegründen aneinandergeraten wie 
wegen konkreter Interessengegensätze. Die 
gaullistische Spielart dieser Auffassung ent-
stammt der europäischen Geschichte oder viel-
mehr ihrer dramatisierten, nationalistischen 
Version, welche die Geschichtsbücher aller 
europäischen Länder Generationen wißbegie-
riger Jugendlicher im Dienste der patriotischen 
Erziehung eingeprägt haben. Es ist die ver-
wickelte Geschichte eines allezeit fragwürdi-
gen Gleichgewichts zwischen rivalisierenden 
Mächten und Mächtekoalitionen auf einem 
engen Kontinent, wo jedes Land stets vor dem 
augenblicklichen Gegner — und ebenso dem 
augenblicklichen Bundesgenossen, dem poten-
tiellen Gegner von morgen — auf der Hut 
sein mußte und wo, den Nationalhistorikern 
zufolge, die ein Jahrhundert lang den Geist 
der Europäer vergifteten, die Rangerhöhung 
einer Nation stets durch die Erniedrigung der 
anderen erkauft wurde.

Memoiren untersucht de Gaulle Roosevelts 
Plan einer Weltordnung der Nachkriegszeit, 
unter einem Direktorium der Großen Vier, 
nämlich Roosevelt, Stalin, Churchill und 
Tschiang Kai-schek — wobei die beiden letz-
ten, wie de Gaulle kühl bemerkt, abhängige 
Klienten der Vereinigten Staaten wären. De 
Gaulles Analyse ist eine der illusionslosesten, 
die über Roosevelts Gedankengänge angestellt 
worden sind — nicht nur, weil er gute Gründe 
hatte, den Amerikanern wegen ihrer Haltung 
gegenüber seinen Ansprüchen zu grollen, son-
dern mehr noch als Ausfluß der ihm eigenen 
Geringschätzung, mit der er über die ideolo-
gischen und idealistischen Aspekte von Roose-
velts großem Plan hinwegging. „Es ist nur 
menschlich", schreibt er, „daß sich der Wille 
zur Macht in den Mantel des Idealismus hüllt". 
Internationale Politik ist und wird bleiben, 
was sie ist, seit es rivalisierende Staaten in 
der Welt gibt: ein Spiel der Machtpolitik. 
Alles übrige, Ideologien und Entwürfe für 
internationale Friedensordnungen, ist nichts 
als Maskerade oder Illusion. In diesem Spiel 
ist es das oberste Gebot, daß Frankreich seine 
Karten gut zu spielen und seine Rolle durch-
zusetzen wisse.

Die Vereinigten Staaten, die fast von ihrer 
Geburt an die Vormachtstellung über einen 
weiten Kontinent besaßen, haben die Pro-
bleme des „Gleichgewichts der Mächte" erst 
sehr spät und dann gleich im Weltmaßstab 
kennengelernt. Diese Verschiedenheit der 
historischen Erfahrung ist es, die von Ver-
sailles bis Jalta zu so vielen Mißverständnis-
sen zwischen Amerika und Europa geführt hat. 
War aber Roosevelts Gedankengang so sehr 
anders, als er die Nachkriegswelt auf ein 
vermeintliches persönliches Einvernehmen der 
damaligen Großen Vier gründen wollte? So 
personifiziert stellt sich auch der kleine Moritz 
das Regiment der Welt vor, und darin waren 
sich große Staatsmänner und Kinder von jeher 
sehr ähnlich; und tatsächlich sind diese Vor-
stellungen kaum viel weiter von der Wirk-
lichkeit entfernt als die komplizierten Modelle 
der Politologen. Selbst die Wissenschaft des 
Völkerrechts vermochte lange Zeit internatio-
nale Beziehungen nur in allegorischen Begrif-
fen als Beziehungen zwischen souveränen 
Personen zu definieren. Als die Europäer vom 
Jahrgang de Gaulles jung waren, erschienen 
die internationalen Beziehungen faktisch und 
juristisch als Beziehungen zwischen gekrönten 
Souveränen, die gleich an Rang, wenn auch



nicht an Macht waren; und jene Franzosen, 
deren Familientraditionen jenen de Gaulles 
glichen, litten darunter, daß das republika-
nische Frankreich als einzige Macht Europas 
keine Dynastie besaß, das heißt, keine Perso-
nifikation, Kontinuität und Glorie.
Die Forderung nach einer starken persön-
lichen Autorität an der Spitze des Staates ent-
springt für de Gaulle keiner Ideologie und 
keiner innenpolitischen, staatsrechtlichen oder 
ordnungsstrukturellen Erwägung; sie ist für 
ihn ein einfaches Gebot der Realitäten des 
internationalen Lebens, die verlangen, daß ein 
Land „repräsentiert" sei. Er war modern und 
realistisch genug, sich mit der Tatsache abzu-
finden, daß Frankreich keine erbliche Monar-
chie mehr ist; aber im tiefsten Innern hat er 
nie daran gezweifelt, daß Frankreich einen 
Monarchen brauche — das heißt, einen unbe-
strittenen Inhaber der staatlichen Gewalt —, 
wenn er seiner Stimme Geltung verschaffen 
wolle. Der Gang der Ereignisse und sein eige-
ner Wille gaben ihm schließlich die Möglich-
keit, Frankreich einen Monarchen zu geben: 
sich selbst. Was an seinem Zeremoniell, seinem 
rednerischen Stil und seiner stets wachen 
Sorge um Rang- und Protokollfragen am 
meisten auffällt, ist sein wahrhaft monarchi-
scher Sinn für die Erhabenheit seiner Rolle als 
Staatsoberhaupt; doch er wird leicht mißdeu-
tet. Vielleicht muß man ein Empfinden für 
königliche Tradition haben, um zu verstehen, 
wie ein Mann in aller Bescheidenheit sich 

selbst als Inkarnation und Symbol seines Lan-
des derart verehren kann, als historisches 
Phänomen, das etwas anderes ist als seine 
individuelle Person und aus anderem Stoff als 
gewöhnliche Menschen; wie er sich so gänzlich 
der „schweren Bürde" dieser selbstauferlegten 
Rolle unterordnen kann, die ihn daran hin-
dert, sich jemals auf die gemeine menschliche 
Ebene herabzulassen: so opfert der ideale 
König sein Ich der königlichen Funktion. De 
Gaulle treibt die Unterscheidung zwischen sich, 
dem „armen Sterblichen", und Charles de 
Gaulle, den die Geschichte mit der nationalen 
Legitimität ausgestattet hat, bis zur systema-
tischen grammatikalischen Unterscheidung 
zwischen „ich" und „de Gaulle", den er in der 
dritten Person anspricht. In der plebejischen 
Welt von heute ist dieser Aspekt seiner Per-
sönlichkeit zweifellos so ungewöhnlich wie 
das Auftreten eines Dinosauriers; und nichts 
wäre völlig verfehlter, als ihn mit den vul-
gären Demagogen zu verwechseln, von denen 
die Gegenwart wimmelt. Er spielt seine Kö-
nigsrolle vollendet, und er kennt ihre Anzie-
hungskraft. Es gibt wenige Franzosen — auch 
unter denen, die sich über ihn ärgern oder 
lustig machen —, die nicht insgeheim in sei-
nem Bann stehen und zumindest ein ästhe-
tisches Wohlgefallen daran haben, Frankreich 
so königlich repräsentiert zu sehen, nachdem 
es so lange von Männern kleiner Statur regiert 
worden war.

Die Symbole und nicht die Tatsachen sind wichtig

Was also ist de Gaulles Politik? Sie hat nur 
einen ständigen und unabänderlichen Zug: 
„den Rang zu wahren" — den seinen und den 
Frankreichs, was Synonyme sind, „solange 
Gott ihm Leben gewährt". Im aufschlußreich-
sten Kapitel seiner Memoiren, das die pro-
grammatische Überschrift Le Rang trägt, keh-
ren die Worte „Rang", „Prestige", „Ehre“, 
„Würde", „Macht" und „Größe" immer und 
immer wieder. Als rückblickende Darlegung 
seiner „großen nationalen Ziele" ist diese 
Apologie der de Gaulleschen Nachkriegspoli-
tik eher enttäuschend, und die konkreten Ziele 
dieser Politik sind heute nur noch peinliche 
Erinnerungen: die Zerstückelung Deutschlands, 
die Verlegung der französischen Grenze an 
den Rhein, die Annexion des Saargebiets und 
einiger italienischer Territorien, die unerbitt-
liche Aufrechterhaltung der imperialen Macht-
ansprüche Frankreichs in Asien und Afrika.

Das Bündnis mit Stalin, als Gegengewicht zur 
„angelsächsischen Hegemonie" gedacht, blieb 
völlig steril, und die hochfliegende — heute 
wiederbelebte — Vision eines „Zusammen-
schlusses der Slawen, Germanen, Gallier und 
Lateiner", der Europa „vom Atlantik bis zum 
Ural" einen würde, hatte nie einen definier-
baren Sinn; wir wissen nur, daß der europä-
ische Kontinent unter seiner Führung zu „ei-
ner der drei planetaren Mächte" werden sollte, 
die „eines Tages, wenn notwendig, als Schieds-
richter zwischen dem sowjetischen und dem 
angelsächsischen Lager auftreten könnte“ — 
wo liegt denn eigentlich der Ural? Der ge-
meinsame Nenner so vieler verschwommener 
oder widersprüchlicher Visionen aber war 
stets die hochherzige Entschlossenheit, Frank-
reich „kühn handeln, eine große Rolle spie-
len, ruhmreich seinen eigenen und den Inte-
ressen der Menschheit dienen" zu sehen.



Den Rang zu wahren, ist ein aristokratisches 
Ideal, welches das Leben eines Mannes und 
einer Nation ausfüllen kann. Was dieses Ideal 
verlangt, hat weniger mit Handlungen als mit 
Haltungen zu tun. Die Kriterien sind einfach 
und leicht zu verstehen. „Frankreich ist nur 
Frankreich, wenn es an erster Stelle steht"; 
es kann sich niemals mit weniger abfinden; 
es darf nie eine Hegemonie außer seiner eige-
nen anerkennen, nie einer Gruppe beitreten, 
in der es nicht dem Größten ranggleich wäre, 
sich nie in eine übernationale Organisation 
integrieren — oder vielmehr in ihr „auflö-
sen" —, in der es kein Vetorecht ausüben 
könnte. Der Atlantikpakt mag eine gute Sache 
sein, aber eine „integrierte" atlantische Orga-
nisation unter einem anderen Kommando als 
dem de Gaulles ist unannehmbar. Eine euro-
päische Konföderation unter französischer Füh-
rung mag wünschenswert sein, aber Verei-
nigte Staaten von Europa, in denen Frank-
reich sich im geringsten dem Willen einer 
Mehrheit beugen müßte, sind unvorstellbar. 
Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten ist 
willkommen, aber eine atlantische Partner-
schaft, in der nicht Frankreich, sondern ein 
vereinigtes Europa der Partner der Vereinig-
ten Staaten wäre, kann nur abgelehnt werden. 
Eine Organisation der Vereinten Nationen, 
in der Frankreich ein gesichertes Vetorecht 
und einen Sitz im obersten Führungsgremium 
hat, kann nützlich sein, aber eine internatio-
nale Organisation, in der es von der Mehr-
heit überstimmt werden kann, ist ein Greuel. 
Instiktiv lehnt de Gaulle all die gescheiten 
Organisatoren, all die „technokratischen Ro-
boter" ab, die auf eine Entpersönlichung der 
internationalen Beziehungen ausgehen, und 
ebenso instinktiv strebt er zu den Spielregeln 
der Zeit vor 1914 zurück, zur klassischen Dip-
lomatie, zur klassischen Allianzpolitik, zur 
nationalen Rüstungssouveränität und zum 
klassischen Goldstandard. Politische Wissen-
schafter mögen darüber streiten, ob diese Vor-
stellungen in der modernen Welt Anachronis-
men sind. Aber wer versucht, de Gaulle in 
einem dieser Punkte zum Nachgeben zu be-
wegen, rennt mit dem Kopf gegen eine Mauer. 
Wer mit ihm zu verhandeln hat, tut besser, 
auf solche Gedanken von vornherein zu ver-
zichten, soweit sie Frankreich unter seinem 
Regiment betreffen.

De Gaulles Politik — oder sein politischer 
Stil — ist also leichter durch das zu definie-
ren, was er an den heutigen politischen Be-
strebungen des Westens ablehnt, als durch 
konkrete Ziele oder konstruktive Vorschläge. 
Neinsagen gehört zu den wenigen Dingen, für 

die man keinen Partner braucht. Dazu kommt 
die Überzeugung, daß die Geschichte unvor-
hersehbar ist — „die Zukunft währt lange 
Zeit, und alles kann eines Tages geschehen" 
-— und daß der kluge Staatsmann sich die 
Hände freihält, um für jede Eventualität be-
reit zu sein; er legt sich niemals unwiderruf-
lich fest. Solange nur die symbolischen Attri-
bute der Großmachtstellung gewahrt bleiben, 
kann keine materielle Katastrophe ein Land 
zugrunde richten. Auf die Symbole, nicht auf 
die Tatsachen kommt es an: das ist die Summe 
der Kriegserfahrungen de Gaulles und die 
Quintessenz seiner Politik. Die unmittelbaren 
Ziele und die Mittel, sie zu erreichen, können 
dann immer wieder der „wechselnden Natur 
der Dinge" angepaßt werden.

Als Frankreich im Mai 1958 dem Putsch von 
Algier gegenüberstand und einzig de Gaulles 
Rückkehr an die Macht imstande schien, den 
Bürgerkrieg abzuwenden — wußte er da, was 
er mit der fast unbeschränkten Macht anfangen 
sollte, die er sich ausbedungen und erhalten 
hatte? Er bot die Bevölkerungen Frankreichs, 
Algeriens und des französischen Kolonial-
reiches zum Plebiszit über eine neue Verfas-
sung auf, die ihn zum Präsidenten der „Com- 
munaute francaise“ machte, und er exkom-
munizierte das eine Territorium — Guinea —, 
in dem er keine Mehrheit erhielt. Sicherlich 
sah er nicht voraus, daß die Communaute bin-
nen zwei Jahren nicht mehr existieren würde, 
ohne daß ihre Institutionen überhaupt in 
Gang gekommen waren; noch sah er voraus, 
daß er nach vier Jahren voll qualvollen La-
vierens, voll Verrat, Meutereien und Pronun-
ciamentos und inmitten des Exodus der fran-
zösischen Bevölkerung Algerien unter den 
denkbar schlechtesten Bedingungen räumen 
werde. Aber er verstand es, sich mutig dem 
zu fügen, was er nicht verhindern konnte, und 
dadurch Frankreichs Ansehen in der Dritten 
Welt zu erhöhen. Er sah auch nicht voraus, 
daß er das Erbe der Europapolitik Jean Mon-
nets, Robert Schumans und Guy Mollets an-
treten würde, für die er immer nur Sarkasmen 
übrig gehabt hatte; doch er wußte diese Po-
litik zu einem Instrument nationaler Politik 
umzuschmieden, den Gemeinsamen Markt zu 
einer technischen Organisation zu degradie-
ren, aus der seine Minister alle möglichen 
Vorteile für die französische Wirtschaft her-
auszuholen vermochten, den politischen Hoff-
nungen seiner Schöpfer jedoch den Garaus zu 
machen.



Was kommt nach de Gaulle?

Er verstand es, alle Karten in seinem Spiel 
zu behalten und die Öffentlichkeit stets über 
seinen nächsten Zug rätseln zu lassen. Doch 
auf keinem Gebiet, weder innenpolitisch noch 
im europäischen oder internationalen Maßstab, 
hat er etwas geschaffen, dessen Fortbestand 
über ihn hinaus gesichert wäre. Die Verfas-
sung mit ihrem „Schiedsrichter-Präsidenten" 
und ihrer „Gewaltenteilung", die er Frankreich 
gab, hat nie funktioniert, und wenn sie ihm 
im Wege war, hat er nicht gezögert, sie zu 
ändern oder sie zu ignorieren — mit dem Er-
folg, daß niemand sagen kann, wie Frankreich 
nach seinem Abgang regiert werden wird. 
Wenn der „Dekolonisator” de Gaulle in der 
einstigen Französischen Gemeinschaft noch 
eine Art moralischen Vorrangs genießt, so 
deshalb, weil er sich nach der unglücklichen 
Erfahrung mit Guinea bereitfand, diese Län-
der großzügig zu finanzieren, ohne jemals ihre 
Loyalität auf die Probe zu stellen — ebenso, 
wie er sich bereitgefunden hat, das sozialisti-
sche Algerien zur finanzieren, ohne auf der 
Einhaltung der Abkommen von Evian zu be-
stehen. Aber auch hier kann niemand sagen, 
wie die französisch-algerischen und die fran-
zösisch-afrikanischen Beziehungen aussehen 
werden, wenn die Gaulle einmal abgetreten 
ist und Frankreich vielleicht der hohen Kosten 
wegen der Prestigepolitik müde wird. Und sei-
ne europäische Politik, die reihum die politi-
sche Integration im Namen der nationalen Sou-
veränität blockierte, den Beitritt Großbritan-
niens im Namen der politischen Integration 
verhinderte und die Gemeinschaft der sechs 
unter französisch-deutsches Direktorium zu 
stellen suchte, das von vornherein zum Schei-
tern verurteilt war, hat schließlich die politische 
Einigung Europas in eine Sackgasse geführt, 
aus der sie, mindestens solange er regiert, 
nicht herauskommen wird.

Ähnliches gilt für die atlantische Allianz. Sie 
fristet nur noch eine provisorische Existenz, 
seit de Gaulle, noch kaum in seiner neuerlang-
ten Macht festgesetzt, im September 1958 ein 

Dreimächtedirektorium für die globale Strate-
gie des Westens vorschlug, das selbstverständ-
lich die Forderung nach solidarischer Unter-
stützung der Alliierten für die noch in Dunkel 
gehüllte französische Politik in Afrika und Al-
gerien implizierte. Auf die Verärgerung über 
das betretene Schweigen, das diesem Vor-
schlag antwortete, sind seitdem Spannungen 
und Entspannungen gefolgt, doch nichts hat 
de Gaulle wieder aus dem Schmollwinkel zu 
locken vermocht; aber ebensowenig hat er die 
Verärgerung bis zum offenen Bruch getrieben. 
Das offensichtlichste Ergebnis ist bis dahin, 
daß de Gaulle um der Symbole des Groß-
machtstatus willen den potentiell großen Ein-
fluß Frankreichs innerhalb der Allianz gegen 
eine mißgelaunte „Politik des leeren Stuhls" 
eingetauscht hat, die seine Partner einfach 
von vornherein in Rechnung stellen müssen. 
Trotzdem ist auch in seinen Augen die Alli-
anz noch „für lange Zeit" notwendig, um das 
Gleichgewicht in der Welt und in Europa 
aufrechtzuerhalten und um seinen Rückzug zu 
decken, während er die nebelhaften Perspek-
tiven eines „europäischen Europa" im Gleich-
gewicht zwischen Paris und Moskau erkundet. 
In dieser gaullistischen Politik einfacher Ideen 
und komplizierter Spiele ist nichts endgültig, 
und alles beruht auf seiner persönlichen Herr-
schaft, die noch sechs Monate oder sieben 
Jahre dauern kann. Gewiß ist nur soviel, daß 
niemand sie wird fortsetzen können. Ob der-
einst ein Pompidou oder ein Deferre sein Amt 
übernimmt, ob Frankreich zum parlamentari-
schen Regime zurückkehrt oder was immer 
sonst geschieht — seine Nachfolger werden 
nach einem anderen Stil und anderen Wegen 
suchen müssen. Wie einst Bismarck alles ge-
lang außer dem einen, die Fortführung seines 
Werks zu sichern, so werden auch de Gaulles 
Politik und sein allzu persönliches Regiment 
mit ihm enden. Sowenig Frankreichs Partner 
umhin können, mit de Gaulle zu leben, so-
lange er da ist, sowenig können sie darauf 
rechnen, daß er immer da sein wird.

Aber ist es für Frankreichs Verbündete wirk-
lich schwieriger, mit de Gaulle zu leben als 
mit der Vierten Republik, von Bidault bis 
Pflimlin, mit ihrer ohnmächtigen Zentralge-
walt, unerfüllbaren weltumspannenden Ver-
pflichtungen und ihrer inneren Zerrissenheit? 
Wenn wir versuchen, eine Bilanz der ersten

Versuch einer vorläufigen Bilanz 

sieben Jahre der Fünften Republik zu ziehen, 
so ergibt sich mindestens eines mit Gewißheit: 
mit all ihren Launen und ihren dramatischen 
Winkelzügen ist es der Herrschaft des Gene-
rals de Gaulle gelungen, Frankreich in das 
„Hexagon" seiner natürlichen Grenzen zurück-
zuführen, die zu schwer gewordene Bürde 



seines imperialen Erbes von ihm abzuwälzen 
und es zu einem europäischen Land ohne 
weltweite politische oder strategische Ver-
wicklungen zu machen. Vielleicht ist dies nicht, 
was er gewünscht hatte, und erst recht nicht, 
was jene erhofften, die ihn an die Macht 
brachten und jetzt im Gefängnis, im Exil oder 
— wie im Fall eines Michel Debr, des ge-
treuesten Schildknappen des Generals und 
seines Mythos — in melancholischer Resigna-
tion leben. Vier Jahre waren nötig, um das 
Mißverständnis aufzuklären, und die materi-
ellen und moralischen Kosten für Frankreich 
— und Algerien — waren entsetzlich hoch; 
aber die Liquidation war radikal, und zurück-
geblieben sind nur Nachwehen bitteren und 
ohnmächtigen Grolls. Ob die parlamentarische 
Republik die Amputation ihrer nordafrikani-
schen Provinz am Ende besser oder schlechter 
bewerkstelligt hätte, wenn es nicht die Retter-
figur de Gaulle gegeben hätte, die alle Pro-
bleme und Frontstellungen verwirrte, darüber 
zu spekulieren ist müßig; denn es hieße vor-
aussetzen, daß die ganze französische Ge-
schichte seit 1940 anders verlaufen wäre, als 
sie verlaufen ist, vielleicht farbloser, vielleicht 
auch normaler. Wie dem auch sei, der Rück-
zug ist vollzogen, und erstaunlicherweise ist 
es de Gaulle gelungen, in einen persönlichen 
Triumph zu verwandeln, was unter jedem an-
deren Regime als Katastrophe erschienen wäre 
und was vielleicht kein anderes Regime über-
lebt hätte. Nie ist würdevolle Unerschütterlich-
keit so wichtig wie im Mißgeschick; die Kunst 
des glorreichen Rückzugs ist die schwierigste 
in Krieg und Politik. Dank de Gaulle, dank 
seiner majestätischen Haltung in Widerwärtig-
keiten und dank der Magie seiner Sprache 
erscheint das Regime, welches „das Weltreich 
verschleuderte", den Franzosen als das Re-
gime, das die Größe Frankreichs wiederher-
stellte und die Welt aufhorchen machte.

Frankreichs Partner würden daran zu Unrecht 
Anstoß nehmen. Diese Bekundungen der 
Selbstgefälligkeit sind oft ärgerlich, aber viel-
leicht ist es wichtiger, daß zum erstenmal seit 
Jahrhunderten, wenn nicht überhaupt zum er-
stenmal, seit „Frankreich Frankreich ist", sei-
ne nationale Eigenliebe Befriedigung in blo-
ßem Prestige finden kann. Dank der zweiten 
Regierungsperiede General de Gaulles, ist 
Frankreich „eine Nation mit freien Händen", 
die keine Gebietsansprüche mehr hat, keine 
Forderungen, die den Weltfrieden bedrohen, 
keine strategischen Positionen außerhalb des 
Mutterlandes, die es verteidigen müßte; Dji-

bouti, Martinique, Reunion und die Neuen 
Hebriden sind keine strategischen Positionen, 
sondern Erinnerungen und Kuriositäten. Tat-
sächlich stehen seit 1962 keine dramatischen 
Probleme mehr an Frankreichs Horizont; 
kein Zwang zu großen Entscheidungen erregt 
oder spaltet das Land. De Gaulle kann eine 
Triumphreise durch Lateinamerika unterneh-
men und Träume von einer „lateinischen 
Welt" als Gegengewicht zur „angelsächsischen 
Hegemonie" verkünden: er ändert damit we-
nig am Gleichgewicht oder Ungleichgewicht 
der westlichen Hemisphäre. Er kann sich zu 
den brennenden Fragen Südostasiens äußern, 
China anerkennen und seinen Namen in 
Pnompenh in einem Atemzug mit denen Ca-
stros und Sukarnos als „Vorkämpfer der natio-
nalen Unabhängigkeit" bejubeln lassen: er 
hat keinen eigenen Einsatz in diesem gefähr-
lichen Spiel. Er kann Ratschläge über die Ord-
nung der Angelegenheiten Zentralafrikas ge-
ben, umstürzlerische Verschwörungen verur-
teilen und —- mit ausgezeichneten Günden — 
die stümperhafte Kongo-Aktion der Verein-
ten Nationen mißbilligen; er hat auf die Mit-
tel verzichtet, den unbedeutendsten afrikani-
schen Klienten — Brazzaville — daran zu hin-
dern, als Drehscheibe für die von ihm ver-
urteilte Subversion zu dienen. Man mag be-
dauern, daß Frankreich, befreit von der Last 
seines Weltreichs und im Genuß der Früchte 
europäischer Prosperität, diese Gewinne weni-
ger dazu verwendet, sich und Europa dauer-
hafte Institutionen zu geben, als dazu, sich in 
einen müßigen Wettstreit um Rangsymbole 
einzulassen — von der Force de trappe bis 
zum Überschallverkehrsflugzeug und zum Auf-
bau einer Claque in der Dritten Welt. Aber 
wenn de Gaulle oft ein unbequemer Partner 
ist, so lastet doch sein Verhalten in Wirklich-
keit weniger schwer auf der westlichen Politik 
als, beispielsweise, die Ungewißheit Deutsch-
lands oder die Verwirrung Italiens. Und viel-
leicht gewinnt letztlich der Westen mehr als 
er verliert, wenn General de Gaulle seine 
Selbständigkeit zur Schau stellt, wenn er der 
Welt — der Dritten Welt so gut wie Ost-
europa — demonstriert, daß der Pluralismus, 
auf den sich der Westen so gerne beruft, eine 
Realität ist. Denn welche zuweilen befremd-
lichen Positionen de Gaulle auch immer be-
zieht, niemand kann je daran zweifeln, daß 
er zum Westen gehört — oder vielmehr, wie 
er mit leicht antiamerikanischem Unterton sa-
gen würde, zum klassischen Abendland.



Ralph L. Powell

Chinas Bombe - propagandistische Ausnutzung 
und ihre Wirkung

Neue und gefährliche Phase des Atomzeitalters

Als die chinesische Volksrepublik im Oktober 
des vergangenen Jahres eine Atombombe zün-
dete, begann eine neue und gefährliche Phase 
des Atomzeitalters. Dieser erste Versuch war 
zwar ebenso wenig wie der spätere im Mai 
1965 von unmittelbarer militärischer Bedeu-
tung, er hatte jedoch beträchtliche politische 
und militärische Folgen, wenn auch geringere 
als ursprünglich erwartet. Für die Zukunft 
aber wird sich der Atompilz über dem west-
lichen China als von entscheidender Wichtig-
keit für den Frieden und die Sicherheit der 
Welt erweisen. Alle vorangegangenen Atom-
versuche sind von Industriemächten des Okzi-
dents unternommen worden; das kommunisti-
sche China ist eine nicht-westliche, nicht-
weiße und nur halb-industriaiisierte Macht. 
Die Regierung in Peking ist, wie sie selbst 
erklärt, revolutionärer als die Sowjetregie-
rung. Die Chinesische Kommunistische Partei 
ist voller Nationalismus und Machtgier. Zur 
Unterstützung seiner außenpolitischen Ziele 
verfügt das kommunistische China bereits über 
die stärksten, wenn auch sicher nicht die best-
ausgerüsteten konventionellen Streitkräfte der 
Welt.
Daß die mehrfach verschobene Explosion eine 
geringere Wirkung hatte, als die Experten 
erwarteten, lag teilweise daran, daß sie vom 
Ausland vorausgesagt worden war und daß 
man den entscheidenden Unterschied zwischen 
ersten Atomversuchen und einer vollentwik-
kelten atomaren Schlagkraft zu erkennen be-
ginnt. Die Vereinigten Staaten und andere 
Nationen hatten den bevorstehenden Versuch 
angekündigt, und sein Zeitpunkt erwies sich 

vom Standpunkt der propagandistischen Aus-
nutzung als sehr ungünstig gewählt. Peking 
hoffte wahrscheinlich seine erste Explosion am 
1. Oktober 1964 auslösen zu können, dem 
15. Jahrestag des Regimes. Wenn das zutrifft, 
so scheiterte der Plan an ungünstigen Wetter-
bedingungen oder technischen Schwierigkeiten. 
Als Peking schließlich die bedeutungsschwere 
Neuigkeit am 16. Oktober verkündete, mußte 
die Nachricht die Schlagzeilen mit den Mel-
dungen von der unerwarteten Absetzung 
Chruschtschows, den britischen Unterhaus-
wahlen, dem Wahlkampf in den Vereinigten 
Staaten und sogar von den Olympischen 
Spielen teilen. Schließlich mag zu der zurück-
haltenden Reaktion des Auslands beigetragen 
haben, daß der radioaktive Niederschlag 
außerhalb Chinas nicht stark genug war, um 
Menschenleben zu gefährden.

Der zweite Versuch, der am 14. Mai 1965 statt-
fand, war mehr als zwei Monate vorher er-
wartet worden. Worauf die Verzögerung zu-
rückzuführen ist — ob auf technische oder 
politische Gründe —, ist noch immer unklar. 
Die offizielle Mitteilung Pekings war bewußt 
vage gehalten. Sie lautete, die zweite Atom-
bombe Chinas sei „über seinen westlichen 
Gebieten'1 gezündet worden. Dies führte zu 
Spekulationen, daß die Bombe aus der Luft 
abgeworfen worden war, was bedeuten würde, 
daß die Chinesen über Abwurfvorrichtungen 
verfügten. Ein später wieder dementierter 
japanischer Bericht besagte sogar, die Bombe 
sei mit einer Rakete abgefeuert worden. Die 
US-Atomenergie-Kommission bezeichnete den 
Bericht als „unglaubwürdig".

Die chinesischen Kommunisten haben ihre pro-
pagandistischen Fähigkeiten fleißig genutztem 
ihre Leistung auf atomarem Felde in eine Stei-
gerung ihres politischen, technologischen und 
militärischen Prestiges und Einflusses umzu-
münzen. Zweitens hat ihre Propaganda versucht, 
Verstimmungen im Ausland zu beschwichtigen, 
Chinas Handeln zu rechtfertigen und soweit 
wie möglich Unterstützung für seine Atom-
politik zu gewinnen. In zunehmendem Maße

Tenor der chinesischen Propaganda

versucht sie darüber hinaus, alle Schuld an 
der Ausbreitung der Atomwaffen auf die Ver-
einigten Staaten abzuwälzen. Drittens hat Pe-
king im Gegensatz zu seinen Beteuerungen, 
es wolle sich nur verteidigen und fördere den 
Frieden, wiederum bewiesen, wie stark sein 
revolutionäres Sendungsbewußtsein entwickelt 
ist. Es hat versucht, die Atomexplosionen aus-
zunutzen, um die Moral und die Kampfbereit-
schaft aller revolutionären Kräfte in der Welt 



zu stärken, sie davon zu überzeugen, daß 
China nach wie vor entschlossen und jetzt 
mehr als zuvor imstande ist, ihre revolutionä-
ren Aktionen zu unterstützen. Zugleich be-
fürwortete es die atomare Abrüstung, jedoch 
zu Bedingungen, die das Gleichgewicht der 
Kräfte in der Welt zu seinen Gunsten verän-
dern würde.

Mit den ursprünglichen Proklamationen vom 
16. und 17. Oktober, durch die Peking seinen 
ersten Atomversuch verkündete, wurden die 
offizielle Linie seiner Politik festgelegt und 
die Themen der Propaganda ausgegeben, die 
seither verwendet werden und als Richtlinien 
für seine Anhänger im Ausland dienen. In 
einem seriösen und verhältnismäßig zurück-
haltenden Ton abgefaßt, sollen diese Prokla-
mationen offenbar überzeugend wirken und 
das Porträt einer fortschrittlichen, ihrer Ver-
antwortung bewußten Macht zeichnen, die 
durch „atomare Drohungen und Erpressung" 
gezwungen worden ist, eigene Verteidigungs-
waffen zu entwickeln. Der erste Versuch ist als 
„bedeutender Beitrag" zum Weltfrieden dar-
gestellt worden mit der Begründung, die 
Brechung des Atommonopols der Vereinigten 
Staaten, der Sowjetunion und Großbritanniens 
und die Verminderung der Wirksamkeit der 
„atomaren Erpressung" würde die Aussichten 
für eine vollständige atomare Abrüstung stei-
gern. China erklärte, daß ein Atomkrieg ver-
mieden werden könnte, wenn „alle friedlie-
benden Staaten und Völker" sich dazu zusam-
men täten, und versprach, daß es „niemals und 
unter keinen Umständen als erstes Atomwaf-
fen anwenden würde". Es ist interessant fest-
zustellen, daß bei der Aufzählung der Atom-
mächte Frankreich versehentlich oder absicht-
lich nicht genannt worden ist. Eine Woche 
später nun waren die Sowjetunion und Groß-
britannien von der Liste der Inhaber des 
Atommonopols gestrichen, und die Vereinig-
ten Staaten allein wurden angeklagt, das Ver-
suchsverbot auszunutzen, um die Freiheit an-
derer Staaten, einschließlich der Besitzer von 
Atomwaffen, einzuschränken. Schließlich sand-
te die Volksrepublik China die folgende Erklä-
rung an sämtliche Regierungschefs:

„Die chinesische Regierung unterbreitet hier-
mit allen Regierungen der Welt formell den 
Vorschlag, eine Gipfelkonferenz aller Länder 
der Welt einzuberufen, um die Frage des voll-
ständigen Verbots und der totalen Zerstörung 
der Atomwaffen zu erörtern. Als ersten Schritt 
sollte die Gipfelkonferenz eine Übereinkunft 
darüber erzielen, daß die Atommächte und jene 
Länder, die in Kürze Atommächte werden 
könnten, sich verpflichten, keine Atomwaffen 
anzuwenden, weder gegen Nicht-Atommächte 

oder in atomwaffenfreien Zonen noch gegen-
einander."

Peking kündigte jedoch an, es würde, solange 
keine totale atomare Abrüstung erreicht 
worden ist, „entschlossen und unerschütterlich" 
auf dem Wege der Stärkung seiner nationalen 
Verteidigung und der „Sicherung des Welt-
friedens" fortschreiten. Es sei sein „souveränes 
Recht", weitere Atomversuche durchzuführen, 
und keine Außenstehenden hätten sich hier 
einzumischen.

Pekings Abrüstungsvorschlag war vornehm-
lich für die Neutralen bestimmt und sollte 
ehrlich und vernünftig klingen. Er wandte sich 
besonders an die vielen kleinen Staaten, die 
natürlich gern ein Mitspracherecht in der 
lebenswichtigen Frage der atomaren Abrü-
stung haben würden. Er versuchte auch, auf 
die Atommächte Druck auszuüben. Doch ließ 
der chinesische Vorschlag offensichtlich die 
Mehrzahl der kritischen Fragen außer acht, die 
mit den Abrüstungsbemühungen verknüpft 
sind. Er überging eine Anzahl wichtiger 
Punkte, die in der Erklärung von 1963 ent-
halten waren, mit der die Volksrepublik China 
ihre Weigerung, den Teststopp-Vertrag zu 
unterzeichnen, ausgesprochen hatte. Der Vor-
schlag vom Oktober 1964 erwähnte z. B. nicht 
einmal die allgemeine Abrüstung und enthielt 
keinen Hinweis auf das früher vorgeschlagene 
Verbot der Einfuhr, Ausfuhr, Herstellung und 
Lagerung von Atomwaffen. Es war nicht mehr 
die Rede von der Zerstörung der Abschuß-
systeme für Atomwaffen und der Einrichtun-
gen für Atomforschung, für Atomversuche und 
für die Produktion von Atomwaffen. Die damals 
vorgeschlagenen ersten Schritte wie der Ab-
bau von Stützpunkten im Ausland, der Ab-
bruch aller Atomversuche und die Schaffung 
ausgedehnter atomwaffenfreier Zonen wurden 
fallengelassen; Keiner der Vorschläge sah 
irgendwelche Vorkehrungen hinsichtlich der 
Kontrolle und Inspektion vor — der entschei-
denden Frage überhaupt. Beide Pläne igno-
rierten das wichtigste Problem der konventio-
nellen Abrüstung, das Peking eine „Illusion" 
genannt hatte. Offensichtlich wäre eine totale 
atomare Abrüstung ohne gleichzeitige kon-
ventionelle Abrüstung außerordentlich vorteil-
haft für die Volksrepublik China. Wenn die 
Atommächte dazu gezwungen werden könn-
ten, ihre Atomwaffen zu vernichten, China 
sein Menschenpotential und seine gewaltigen 
konventionellen Streitkräfte belassen blieben, 
würde sich das Gleichgewicht der Kräfte grund-
legend ändern, überdies enthielten dieselben 
Proklamationen, die für Verteidigung, Auf-
rechterhaltung des Friedens und atomare Ab-
rüstung eintraten, auch ganz entgegengesetzte 



Themen, die weniger friedliebend klangen. Da 
waren Erklärungen, daß die chinesische Re-
gierung dem Marxismus-Leninismus treu 
bleibe, daß das chinesische Volk entschlossen 
jeden Befeiungskampf unterstütze, was nicht 
nur den Kampf zur Befreiung von den Über-
resten des westlichen Kolonialismus, sondern 
auch vom „Joch" jeder Regierung, die nicht 
Pekings Freund ist, bedeuten kann.

Bisher hat der erfolgreiche Versuch noch nicht 
dazu geführt, daß Mao Tse-tung seine Auffas-
sung von der Überlegenheit von Mensch und 
Politik über Waffen geändert hätte. Am 
16. Oktober wiederholte Peking Maos berühm-
tes Schlagwort, die Atombombe sei ein Papier-
tiger. Eine Woche später behauptete die partei-
offizielle Pekinger „Volkszeitung", daß Chinas 
Sicherheit nicht von Atomwaffen abhinge. Das 
überlegene Denken Maos, so hieß es, und die 
Führung der ruhmreichen Kommunistischen 
Partei, dazu die Einheit und das politische 
Bewußtsein des chinesischen Volkes mit sei-
nem besseren sozialistischen System seien 
mächtiger als die Atombombe. Auch habe das 
chinesische Volk sehr starke Nerven.

Ein weiterer Aspekt der Propaganda Pekings 
bestand in der Unterstellung, daß die Leistung 
Chinas weltweite Zustimmung gefunden habe, 
vor allem in Asien, Afrika und Lateinamerika. 
Die ausgedehnte Kritik, die sein Atomversuch 
gefunden hatte, ließ man unbeachtet. Aufge-
griffen wurden auch Behauptungen von Pe-
king-Anhängern und vereinzelte Stellungnah-
men von Nicht-Kommunisten, daß die Volks-
republik China eine „Atommacht" sei. Eine 
Woche darauf erwähnte Peking beiläufig seine 
„Atomwaffen", als ob der eine Versuch es 
bereits zu einer Atommacht gemacht hätte. 
Diese Tendenz nahm groteske Formen an, als 
im vergangenen Dezember Radio Peking er-
klärte, China habe davon abgesehen, Atom-
waffen „vor die Haustür" der Vereinigten 
Staaten zu bringen, als Washington Polaris-
U-Boote in den Fernen Osten entsandte.
Die Volksrepublik China hat bisher noch 
keine näheren Angaben über die zwei gezün-
deten atomaren Sprengsätze gemacht, zweifel-
los in der Annahme, daß es glaubwürdiger 
klingen würde, wenn sie von der US-Atom-
energie-Kommission oder aus anderen ver-
trauenswürdigen ausländischen Quellen kä-
men. Tatsächlich gab die erstere bekannt, daß 
der erste Sprengsatz weniger simpel als er-
wartet war, da das verwendete spaltbare 
Material aus angereichertem Uran (U 235) be-
stand, an Stelle des einfacheren Plutoniums. 
Laut US-Atomenergie-Kommission wurde auch 
bei der zweiten Bombe angereichertes Uran 
verwendet. Damit wurden Spekulationen zu-

rückgewiesen, nach denen der Brennstoff für 
die erste chinesische Bombe aus dem Ausland 
bezogen worden sei. Größere Glaubwürdigkeit 
wurde Berichten beigemessen, wonach China 
eine Anlage entwickelt habe, um die U 235 
Isotope von U 238 zu trennen. Infolgedessen 
konnte Ministerpräsident Tschu En-lai nach 
dem ersten Versuch mit einigem Recht vor 
dem Volkskongreß verkünden: „Ausländische 
Atomwissenschaftler mußten zugeben, daß 
unser Atomversuch die ersten von den Ver-
einigten Staaten, Großbritannien und Frank-
reich durchgeführten Versuche übertraf." Die 
Sowjetunion wurde nicht erwähnt.

Nach der ersten Verlautbarung wurde die 
chinesische Propaganda in vielem polemischer 
und giftiger, wobei die Neutralen mit mil-
deren Bemerkungen bedacht wurden, die Ver-
einigten Staaten mit den heftigsten. Am 
22. Oktober griff die Pekinger „Volkszeitung" 
Präsident Johnsons Feststellung scharf an, 
nach der die Entwicklung von Atomwaffen 
durch China eine Tragödie sei. Dadurch könne, 
hatte Johnson erklärt, nur das „Gefühl der 
Unsicherheit" im chinesischen Volk vermehrt 
werden. Sie nähme überdies kostbare Indu-
striekapazität in Anspruch, die besser zur 
Hebung seines Wohlergehens verwendet wor-
den wäre. Diese Vorwürfe trafen einen wun-
den Punkt. In seiner Antwort beschuldigte das 
Parteiorgan die Vereinigten Staaten, sie 
„spielten den Tyrannen", drückten sich wie 
„Gangster" aus, betrieben einen „wahnwitzi-
gen Rüstungswettlauf" und wollten die Chi-
nesen zu Sklaven erniedrigen. In endloser 
Wiederholung wurden die Vereinigten Staa-
ten des Imperialismus, der atomaren Erpres-
sung und der Vorbereitung eines Atomkrieges 
angeklagt.

Im November gab die „Volkszeitung" bekannt, 
daß China sich weigere, an den Abrüstungs-
verhandlungen der 18 Nationen teilzunehmen. 
Nun, da die Volksrepublik China über „Atom-
waffen verfügt", hieß es, versuchten die Ver-
einigten Staaten, China in die Angelegenheiten 
der Vereinten Nationen hineinzuziehen. Aber 
es sei die „absolut unwandelbare' Politik der 
Volksrepublik China, nichts mit den Vereinten 
Nationen zu tun haben zu wollen, bis es dort 
vertreten und Nationalchina aus ihnen ver-
drängt sei. Peking weigerte sich auch, den Vor-
schlag Generalsekretär U Thants für Fünf-
Mächte-Verhandlungen anzunehmen, und er-
klärte, dies würde auf die Schaffung eines 
verkappten Atomklubs hinauslaufen. Die Chi-
nesen würden nicht kommen, selbst wenn man 
eine Sänfte schickte, um sie zu holen. Erneut 
bestand Peking darauf, daß alle Nationen, ob 
groß oder klein, ein gleiches Mitspracherecht 



bei der atomaren Abrüstung haben sollten. Es 
habe nicht die Absicht, Atomwaffen zu ver-
wenden, um die „internationalen Angelegen-
heiten zu manipulieren". Später wurde indes 
gesagt, daß Japan im Falle eines Atomkrieges 
unvermeidlich „die Hauptlast einer atomaren 
Katastrophe tragen" würde.

Als China im Mai seinen zweiten atomaren 
Sprengsatz zündete, war das offizielle Kommu-
nique in Thematik und Ton ähnlich dem vom 
Oktober, wenn auch etwas gemäßigter. In der 
Verlautbarung wurden die Vereinigten Staa-
ten angegriffen, aber der Hinweis auf den 
Papiertiger fehlte und der defensive Charakter 
der chinesischen Atomrüstung wurde unter-

Reaktion des Auslands

Es ist zu früh, um das volle Ausmaß der Reak-
tionen auf Chinas zweiten Atomversuch zu 
bewerten; wiederum gab es keine Panik-
stimmung in Asien, und die Reaktion der 
Freien Welt war im allgemeinen prompter 
und wirksamer als im Oktober. Nachdrück-
liche Proteste kamen aus Indien und Japan, 
sogar aus japanischen Linkskreisen. Im gan-
zen konnte der Widerhall auf die Explosion 
vom Mai sich kaum von der im Herbst unter-
scheiden, als ganz unterschiedliche Reaktionen 
erfolgten. Damals zollten Albanien, Nord-
Korea und Nord-Vietnam offiziell Beifall. Das-
selbe gilt von einzelnen Politikern und Re-
gierungsmitgliedern in einigen anderen mit 
China befreundeten „nicht-gebundenen" Staa-
ten, vor allem Indonesien. Die meisten ande-
ren Glückwunschbotschaften, die Peking sam-
meln konnte, kamen von Kommunistischen 
Parteien, Splittergruppen, Tarnorganisationen 
und pro-chinesischen Einzelpersönlichkeiten. 
Die chinesischen Kommunisten müssen ziem-
lich enttäuscht gewesen sein, denn in Wahr-
heit war die Liste nicht sehr eindrucksvoll.
Trotzdem halfen die Erklärungen von Freun-
den und Verbündeten Peking, seine Linie in 
allen Kontinenten zu propagieren; sie erweck-
ten den Anschein einer ausgedehnten öffent-
lichen Unterstützung, betonten nachdrück-
lich den Prestigefaktor und unterstrichen die 
technischen und wissenschaftlichen Aspekte 
des chinesischen Erfolges. Er stelle einen Sieg 
für alle asiatischen, afrikanischen und latein-
amerikanischen Völker dar, hieß es in einer 
typischen Stellungnahme, und sei eine Ehre 
für die afro-asiatische Welt. Er „zerstört die 
Legende, daß nur die westlichen Länder im-
stande seien, Atomwaffen zu entwickeln". In 
den Kommentaren wurde deutlich ein rassisti-

strichen. Die brüderlichen revolutionären Be-
wegungen blieben diesmal ohne Gunstbezeu-
gungen. Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß 
Peking seinen zweiten erfolgreichen Atom-
versuch nutzen wird, um den Widerstands-
willen Hanois zu stärken und auf Moskau 
Druck auszuüben, daß dieses entweder Nord-
Vietnam unterstütze oder dort weiter an Ein-
fluß verliere. Tatsächlich war eine der ersten 
Glückwunschbotschaften, die von Peking ver-
öffentlicht wurden, diejenige Hanois. In ihr 
hieß es, Chinas Fortschritt auf atomarem 
Gebiet sei „ein außerordentlich bedeutsamer 
Faktor bei der Vereitelung der imperialisti-
schen Kriegs- und Aggressionspläne der Ver-
einigten Staaten".

sches Element sichtbar; aber sie waren nicht 
notwendigerweise kommunistisch inspiriert.
Die Reaktionen auf den Versuch vom Oktober 
zeigten auch die innerhalb der kommunisti-
schen Bewegungen existierenden Reibungen 
und Differenzen. Die jugoslawische Stellung-
nahme war von beißender Kritik. Die Sowjet-
presse brachte zunächst nur eine kurze Mit-
teilung, und zwei Tage später rief Moskau die 
Welt auf, für die Ächtung aller Atomversuche 
zu kämpfen. Die meisten osteuropäischen Ver-
bündeten Moskaus folgten diesem Beispiel. 
Der ungarische Rundfunk nannte die Ver-
suchsexplosion „unglücklich", und Ostdeutsch-
land klagte Peking der „schroffen Miß-
achtung des Widerstandes der Öffentlichkeit" 
an. Die Tschechoslowakei nannte die Explo-
sion „den schlimmsten Angriff auf den Test-
stopp-Vertrag, der möglich war" und „einen 
schlechten Dienst am Frieden". Die führenden 
kommunistischen Zeitungen Westeuropas ver-
dammten die Aktionen Pekings. Presse und 
Rundfunk Kubas brachten zunächst nur Be-
richte von den Fakten; aber die chinesische 
kommunistische Nachrichtenagentur verbrei-
tete Meldungen über Grußadressen und Glück-
wünsche aus Kuba.
Wenn man die lautstarke Reaktion auf frü-
here Atomversuche in der Atmosphäre in Be-
tracht zieht, so ist es überraschend, daß die 
nicht-kommunistische Welt das Vorgehen Chi-
nas nicht schneller und schärfer verurteilt 
hat. Eine Anzahl „nichtgebundener" Natio-
nen schwieg, obwohl sie erst kurz zuvor 
die Kairoer Erklärung unterzeichnet hat-
ten, in der alle Staaten aufgefordert wor-
den waren, sich keine Atomwaffen zu ver-
schaffen. Organisierte Proteste oder De-
monstrationen gab es kaum. In den meisten 



Ländern hatte man erkannt, daß ein Atom-
versuch nicht mit der Verfügung über eine 
atomare Streitmacht gleichzusetzen sei. Man 
fürchtete jedoch, daß das Vorgehen Pekings 
im Laufe der Zeit das strategische Gleichge-
wicht der Kräfte zerstören und die Wahr-
scheinlichkeit eines Atomkrieges erhöhen 
würde. Vor allem fürchtete man vielfach, daß 
die chinesischen Atomversuche andere Natio-
nen anspornen oder zwingen würden, eben-
falls Atomwaffen zu entwickeln, womit die 
bescheidenen Fortschritte bei der Einschrän-
kung der Atomrüstung wieder zunichte ge-
macht würden.
Die größten Sorgen machte man sich um das 
künftige Verhalten Chinas. Einige Beobachter 
hofften, daß die chinesischen Führer eine ver-
antwortlichere Haltung einnehmen würden, 
nachdem sie sich von den Wirkungen ihrer 
eigenen Atomexplosion hatten überzeugen 
können. Andere waren skeptischer. Äußerun-
gen von amtlicher Seite und Leitartikel in 
Europa, Afrika und Asien forderten, die Volks-
republik China solle in größerem Maße Zu-
gang zu internationalen Gremien erhalten, vor 
allem zu Abrüstungsverhandlungen, aber auch 
zu den Vereinten Nationen. Ein hoher ameri-
kanischer Beamter bemerkte dazu, wenn die 
Vereinigten Staaten Atomversuche in der At-
mosphäre durchführten, würde man nach 
ihrem Ausschluß aus den Vereinten Nationen 
schreien, wenn das kommunistische China 
dasselbe tue, fordere man ihre Aufnahme.
In Asien, wo die chinesische „Bombe" die 
größten Auswirkungen hat, gab es keine Pa-
nik und keine überstürzten Versuche einer 
Annäherung an die Volksrepublik China. Prä-
sident Johnsons Bekräftigung der amerikani-
schen Bündnisverpflichtungen und sein Ver-
sprechen, die USA würden Nationen, die ato-
marer Erpressung ausgesetzt werden sollten, 
nachhaltige Unterstützung gewähren, fanden 
da und dort eine günstige Aufnahme. In Japan 
und Indien nahmen die verschiedenen Parteien 
mit Ausnahme prochinesischer Splittergrup-
pen und die meisten Zeitungen gegen das chi-
nesische Vorgehen Stellung. Sowohl Japan 
wie auch Indien sind in der Lage, Atomwaf-
fen zu entwickeln, jedoch haben die Regie-
rungen ihren Beschluß nochmals bekräftigt, 
dies nicht zu tun. Besonders in Indien gab es 
jedoch Anzeichen dafür, daß die Regierung in 
wachsendem Maße gedrängt wird, ihre Politik 
zu revidieren.
Wie zu erwarten war, verurteilten die Regie-
rungen Nationalchinas, Süd-Koreas, Malay-
sias, der Philippinen, Thailands und Süd-Viet-
nams China; aber in einigen Fällen waren 
die offizielle Reaktion und die Stellungnah-

men der Presse schwächer, als man hätte an-
nehmen können. In Pakistan erfolgte die offi-
zielle Stellungnahme nicht sofort, jedoch er-
schienen einige zustimmende oder jedenfalls 
nicht-kritische Presseartikel. In Ceylon neigte 
die Presse dazu, die Gelegenheit zu benutzen, 
die China-Politik der Vereinigten Staaten zu 
kritisieren.
Diejenigen Länder — sie bilden eine schwache 
Mehrheit —, die das kommunistische China 
nicht anerkennen, antworteten natürlich offi-
ziell nicht auf seinen Vorschlag, eine Gipfel-
konferenz sämtlicher Staaten zur Erörterung 
der atomaren Abrüstung einzuberufen. Offen-
bar reagierte ungefähr ein Viertel jener Län-
der, die es anerkannt haben, ebenfalls nicht. 
Die meisten Länder, die antworteten, nahmen 
gegen den Plan Stellung oder machten ver-
schiedene Vorbehalte und Gegenvorschläge. 
Dieses Resultat war wahrscheinlich keine 
Überraschung für Peking, das in erster Linie 
darauf aus war, seine Interessen wahrzuneh-
men, nicht aber, allgemeine Zustimmung zu 
finden. Nichtsdestoweniger muß man wohl 
anmerken, daß Chinas kleine kommunistische 
Verbündete und Kambodscha den Vorschlag 
voll unterstützten, daß Indonesien, Kongo 
(Brazzaville) und Mali ihr Einverständnis er-
teilten und daß Algerien, Mauretanien, Tan-
sania und der Jemen im Prinzip zustimmten. 
Verschiedene Vorbehalte machten Burundi, Ku-
wait und Pakistan. Eine Anzahl von Erwide-
rungen (darunter die französische) waren un-
verbindlich oder höflich ablehnend. Burma be-
wies in seinen Meinungsäußerungen eine be-
merkenswerte Unabhängigkeit und Ceylon 
übte in höflicher Form Kritik. Mehrere Ant-
worten waren so scharf, wie es die diploma-
tische Höflichkeit gerade noch erlaubte. Groß-
britanniens Erwiderung war negativ und wohl 
begründet. Die Niederlande verteidigten die 
Vereinigten Staaten gegen „unberechtigte 
Kritik". Die indische Note war äußerst kritisch 
und stellte die beste Zurückweisung der chine-
sischen Ansprüche dar.

Der Sowjetblock erweckte nach außen hin den 
Anschein der Einigkeit und der Unterstützung 
Pekings, aber in den einzelnen Noten wurden 
die unter der Decke liegenden Differenzen 
sichtbar. Ministerpräsident Kossygin drückte 
„volle Zustimmung" aus und stellte fest, daß 
der chinesische Vorschlag ganz auf der so-
wjetischen Linie liege. Das von Moskau un-
abhängige Peking konnte das kaum als Kom-
pliment auffassen. Radio Moskaus Zusammen-
fassung der sowjetischen Note enthielt auch 
keine direkte Kritik an den Vereinigten Staa-
ten. In der von Peking verbreiteten Version 
des vollen Textes klang die Note beinahe 



herablassend. Am Vortage hatte Radio Mos-
kau bekanntgegeben, daß die Sowjetregierung 
die Einberufung einer Weltabrüstungskonfe-
renz, wie sie von der Kairoer Konferenz der 
nicht-gebundenen Länder vogeschlagen wor-
den war, befürworte, und — gewissermaßen 
als nachträglichen Einfall — hinzugefügt: 
„Aufmerksame Beachtung verdient auch der 
Vorschlag der Regierung der Volksrepublik 
China". Kaum mehr Trost konnte das kommu-
nistische China aus den Antworten der so-
wjetischen Satellitenstaaten schöpfen. Alle 
außer Rumänien und Ungarn erwähnten aus-
drücklich, daß sie die sowjetischen Abrüstungs-
vorschläge unterstützten. Mit Ausnahme von 
einem erklärten alle, sie befürworteten eine 
allgemeine und vollständige Abrüstung. Bul-
garien und die Mongolei erwähnten eigens 
den Moskauer Teststopp-Vertrag, der gerade-
zu ein Anathema für das kommunistische Chi-
na ist.
Da die Vereinigten Staaten die Volksrepublik 
China nicht anerkennen, antwortete Washing-
ton nicht formell auf die Note Ministerpräsi-
dent Tschu En-lais. Außenminister Rusk nannte 
sie einen Vernebelungsversuch und fügte 
hinzu, sie sei offenbar dazu bestimmt, die neu-

tralen und anderen Staaten günstig zu stim-
men, die wegen der chinesischen Atomver-
suche besorgt seien. Präsident Johnson sagte, 
das kommunistische China „könne niemanden 
zum Narren halten, wenn es anbiete, sein er-
stes, geringfügiges Atompotential im Aus-
tausch gegen die gewaltigen Vorräte an Atom-
bomben derjenigen Länder herzugeben, die 
dem chinesischen Machtstreben Grenzen set-
zen."
Nach der Explosion im Mai drückte das ameri-
kanische Außenministerium lediglich sein tie-
fes Bedauern darüber aus, daß das kommu-
nistische China zum zweiten Male eine totale 
Mißachtung des Teststopp-Vertrages gezeigt 
habe. Der Präsident gab gar keine Erklärung 
ab. Die französische Regierung reagierte an-
fangs überhaupt nicht auf die Explosion. Die 
französische Presse zeigte sich insgesamt ge-
sehen besorgt. Le Monde z. B. schrieb, die 
Ausbreitung der Atomwaffen könne gefähr-
liche Folgen haben. Der chinesische Erfolg 
werde zur Versteifung der chinesischen 
Haltung beitragen und die Vietkong ermuti-
gen, bis zur Regenperiode auszuhalten, die 
günstige Voraussetzungen für einen Groß-
angriff auf Süd-Vietnam schaffe.

Gefahr chinesischer Erpressungsversuche

Nach dem ersten chinesischen Atomversuch 
tendierten Experten dahin, die Zeitspanne, 
die China für den Aufbau einer gefährlichen 
Atomstreitmacht benötigen würde, im Ver-
gleich zu ihren ursprünglichen Schätzungen 
niedriger anzusetzen. Vorher war häufig von 
zehn Jahren die Rede gewesen; nun glauben 
viele kompetente Beobachter, daß China in-
nerhalb von zehn Jahren Mittelstreckenrake-
ten mit atomaren Sprengköpfen besitzen wer-
de. Mehrere Atomwissenschaftler wiesen war-
nend darauf hin, daß man in Anbetracht der 
ersten Explosionen annehmen könne, China 
sei innerhalb weniger Jahre zur Entwicklung 
einer Wasserstoffbombe in der Lage.
Bis China brauchbare Abschußsysteme für 
Atomwaffen entwickelt hat, dürfte es kaum 
eine Politik verfolgen, die das Risiko einer 
Anwendung von Atomwaffen gegen sich selbst 
in sich schließt. Zwar kann Peking es nicht 
mit der hochkomplizierten Atomrüstung der 
Vereinigten Staaten oder der Sowjetunion 

aufnehmen, es mag sich aber zunächst damit 
zufrieden geben, eine Abschreckungsmacht auf-
zubauen, die mit der Drohung einer Vergel-
tung gegen seine Nachbarn operieren würde. 
Auf diese Weise könnte China seine aggressi-
ven Ziele verfolgen, indem es die benachbar-
ten Staaten als Geiseln benutzt. Die Vereinig-
ten Staaten können sich vielleicht damit trö-
sten, daß die Sowjetunion Anfang der fünf-
ziger Jahre unter etwa vergleichbaren Bedin-
gungen nicht in der Lage war, in Westeuropa 
viel zu erreichen. Aber die kommenden Er-
eignisse werden sicherlich die innere Festig-
keit der freien asiatischen Völker und die 
Glaubwürdigkeit der atomaren Abschreckung 
der USA auf eine harte Probe stellen. Mehr 
als das Europa vor zehn Jahren leidet Asien 
an Armut, inneren Zwistigkeiten und politi-
scher Instabilität. Das alles wird dem kommu-
nistischen China die Gelegenheit bieten, zur 
Unterstützung von Revolutionen und Aufstän-
den direkte oder indirekte atomare Erpres-
sung anzuwenden.
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